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NOTBURGA OTT 

Wie sichert man die Zukunft der Familie?* 

 
„Familie“ hat zur Zeit Hochkonjunktur – zumindest in den Medien und in der po-
litischen Diskussion. Die Probleme des demographischen Wandels sind im Be-
wusstsein der Bevölkerung und der Politik angekommen: Deutschland ist eine al-
ternde Gesellschaft. Mit einer durchschnittlichen Kinderzahl von 1,4 pro Frau 
wachsen immer weniger Junge in unserer Gesellschaft nach. Gleichzeitig hat die 
Lebenserwartung stark zugenommen. Mittlerweile sind die ersten Folgen für das 
soziale Sicherungssystem zu beobachten. So wird sich das Verhältnis von Rent-
nern zu Beitragszahlern in den nächsten Jahren und Jahrzehnten dramatisch ver-
schieben und damit erhebliche Belastungen in allen Sicherungssystemen erzeu-
gen. In der heute im Erwerbsleben stehenden Generation wächst die Erkenntnis, 
dass sie im Rahmen der gegenwärtigen Sicherungssysteme keine ausreichende 
Absicherung für das Alter zu erwarten hat. Das Problem, das in der Öffentlichkeit 
wahrgenommen wird, ist damit eigentlich nicht die Frage nach der „Familie“, 
nach ihren Funktionen in unserer Gesellschaft und ob sie diese adäquat erfüllt 
und erfüllen kann, sondern die bevölkerungspolitisch motivierte Frage nach dem 
quantitativen Umfang der nachwachsenden Generation.  

Auf der anderen Seite wird Familie immer weniger gelebt. Die Stabilität von 
Ehen ist erheblich gesunken und man beobachtet eine Zunahme nicht ehelicher 
Lebensgemeinschaften, in denen zunehmend auch Kinder aufwachsen. Die 
durchschnittliche Kinderzahl in den Familien ist drastisch gesunken – insbeson-
dere ist der Anteil der lebenslang Kinderlosen erheblich angestiegen, der für die 
Zukunft auf ein Drittel der Bevölkerung geschätzt wird.1 Viele Paare wünschen 
sich gar keine Kinder oder nur noch ein Kind.2 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Funktion die Institution 
Familie in modernen Gesellschaften hat. Dass jede Gesellschaft eine nachwach-
sende Generation braucht, darüber besteht noch ein weitgehender Konsens, 
wenngleich es sich in einer globalisierten Welt dabei nicht ausschließlich um ei-
gene Nachkommenschaft handeln muss. Doch braucht es dazu in modernen, 
funktional ausdifferenzierten Gesellschaften der alt hergebrachten Institution Fa-
milie? Welche Aufgaben verbleiben ihr, wo doch so viele Funktionen von ande-
                                                 

* Prof. Dr. Notburga Ott, Lehrstuhl für Sozialpolitik und öffentliche Wirtschaft, Ruhr-
Universität Bochum, Universitätsstrasse 150, 44780 Bochum, Email: notburga.ott@rub.de 

1 Vgl. zu den demographischen Entwicklungen z.B. Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 
(2004).  

2 Nach Dorbitz (2004) liegt mittlerweile der Kinderwunsch mit durchschnittlich 1,5 deutlich 
unter bestandserhaltendem Niveau. Vgl. auch Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (2006). 
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ren Institutionen der Gesellschaft übernommen wurden? Und wie sind unter sol-
chen Bedingungen die Beziehungen zwischen den Familienmitgliedern geregelt? 
Die derzeit zu beobachtende Auflösung traditioneller Familienbeziehungen – so-
wohl zwischen den Partnern wie auch zwischen Eltern und Kindern – weisen auf 
einen Wandel hin, der die Wirksamkeit und Effizienz gegenwärtiger gesellschaft-
licher Institutionen in Frage stellt.  

 

1. Vertragstheoretische Betrachtung der Familienbeziehungen 
Aus ökonomischer Sicht lassen sich die Familienbeziehungen als langfristige 
Vertragsbeziehungen beschreiben. Familiale Beziehungen werden von Menschen 
dann eingegangen, wenn sie sich davon einen Vorteil versprechen. Dabei dürfen 
in modernen Gesellschaften sowohl die Wahl des Partners3 als auch die Ent-
scheidung für Kinder4 als bewusster freiwilliger Akt der Entscheidung angesehen 
werden. Neben den affektiven Beziehungen zwischen den beteiligten Personen 
darf dabei die Familie auch als ökonomische Institution betrachtet werden, in der 
durch langfristige Kooperation Wohlfahrtsgewinne für alle Familienmitglieder 
entstehen. Die Familie ist hierbei sowohl Produktions- und Konsumgemeinschaft, 
die durch arbeitsteiliges Wirtschaften eine effiziente Wohlfahrtsproduktion si-
cherstellt, als auch Versicherungs- und Versorgungsgemeinschaft, die eine mate-
rielle wie auch immaterielle Absicherung in Risikofällen und Lebensphasen 
mangelnder eigenständiger Versorgung bietet. Die Beziehungen der Familienmit-
glieder untereinander sind dabei durch reziproke Austauschverhältnisse gekenn-
zeichnet, die sowohl zwischen den Eltern als auch zwischen den Generationen 
unterschiedliche Interessen bedienen und entsprechend unterschiedlich gestaltet 
sind.  

 

1.1 Der Geschlechtervertrag 
Das Verhältnis zwischen den Eltern ist von je her wesentlich durch das genetisch 
verankerte Programm der Fortpflanzung bestimmt. Hier haben die beiden Ge-
schlechter unterschiedliche Funktionen und sind biologisch mit komplementären 
Eigenschaften und Fähigkeiten ausgestattet. Die Frau war durch Schwangerschaft 
und Stillen der Nachkommen über weite Phasen ihres Lebens zeitlich und körper-
lich eng mit ihren Kindern verbunden – insbesondere in jenen Zeiten, in denen 
eine große Nachkommenschar für die eigene Existenzsicherung von wesentlicher 

                                                 
3 In früheren Zeiten und auch in anderen Gesellschaften war und ist es durchaus nicht unüb-

lich, dass die Entscheidung zur Familiengründung nicht von den betroffenen Personen selbst ge-
troffen wird und teilweise sogar gegen deren Willen von Eltern oder anderen Familien- oder Ge-
sellschaftsmitgliedern getroffen wird. Auch diese Beziehungen lassen sich vertragstheoretisch 
analysieren, wenngleich hierbei die Normen und Regeln erweiterter Familienzusammenhänge ei-
ne wesentlich wichtigere Bedeutung haben als das individuelle Kalkül.  

4 Auch wenn die Entscheidung für Kinder vielfach nicht aktiv getroffen wird, so darf in Zeiten 
einfacher, verfügbarer Verhütungsmethoden zumindest die Entscheidung gegen Verhütung in den 
meisten Fällen als bewusste Entscheidung angenommen werden. 
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Bedeutung war. Diese biologisch bedingten unterschiedlichen Aufgaben legen 
dann auch in nicht biologisch determinierten Bereichen eine Aufgabenteilung 
zwischen den Geschlechtern nahe, die es der Mutter ermöglicht, ihren Arbeitsbe-
reich zusammen mit ihren Kindern zu erledigen. Unabhängig davon, ob sich dar-
aus auch eine genetische Verankerung bestimmter anderer Fähigkeiten entwickelt 
hat,5 dürfte hierin der Ausgangspunkt der Entwicklung gesellschaftlicher ge-
schlechtsspezifischer Rollenmuster liegen. 

Im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung, die generell durch eine immer 
stärkere arbeitsteilige Produktion und marktvermittelte Austauschprozesse ge-
kennzeichnet ist, erweist sich dann auch eine Fortschreibung und Ausdifferenzie-
rung der Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern als effizient, die die jeweili-
gen Arbeitsbereiche komplementär bündelt. Dabei spielt es keine Rolle, inwie-
weit die jeweiligen Tätigkeiten mit den biologischen Reproduktionsfunktionen 
zusammenhängen, solange nur das Bündel der Aufgaben insgesamt die kompara-
tiven Produktionsvorteile zwischen den Partnern nutzt. Die Wohlfahrtssteigerung 
ist dabei umso größer, je mehr durch gesellschaftliche Rollenerwartungen und 
Normen frühzeitig entsprechende spezifische Humankapitalinvestitionen bereits 
im Kindesalter durch Sozialisation und geschlechtsspezifische Ausbildungswahl 
stattfinden. In diesem Sinne lassen sich in allen Gesellschaften typische ge-
schlechtsspezifische Rollenmuster finden, deren unterschiedliche Ausprägungen 
sich als pfadabhängige Entwicklung entsprechend der wirtschaftlichen Bedin-
gungen interpretieren lassen.  

 

1.2 Der Generationenvertrag 
Auch die Beziehungen zwischen Eltern und Kindern lassen sich in ähnlicher 
Weise als innerfamilialer Vertrag rekonstruieren. Dieser umfasst allerdings von 
vorne herein zeitlich versetzte Austauschbeziehungen. Kinder sind bei ihrer Ge-
burt nicht in der Lage, sich selbst zu versorgen oder Entscheidungen für ihre So-
zialisation, Erziehung und Bildung zu treffen. Sie sind daher existenziell auf Ver-
sorgung und Unterstützung von anderen angewiesen. Sofern Eltern die 
Verantwortung für ihre Kinder nicht grundsätzlich ablehnen, übernehmen sie so-
wohl die Versorgung als auch die Aufwendungen für die Humanvermögensbil-
dung ihrer Kinder, was mit erheblichem materiellem und zeitlichem Ressourcen-
aufwand für die Eltern verbunden ist.  

Diese Leistungen der Eltern sind üblicherweise mit Erwartungen an eine spä-
tere Gegenleistung verbunden.6 Traditionell wurden diese zum einen im Beitrag 

                                                 
5 Dass Frauen und Männer unterschiedliche Fähigkeiten besitzen, die nicht direkt für die bio-

logische Reproduktion notwendig sind, ist unbestritten. Unklar ist jedoch, inwieweit diese gene-
tisch bedingt oder sozial entwickelt sind. Hierüber streitet sich die Wissenschaft immer noch. 
Neuere Entwicklungen in den Neurowissenschaften versprechen hier in Zukunft weitere Erkennt-
nisse.  

6 Auch wenn man hier nicht von einem vollständig ausbilanzierten Austausch ausgehen kann, 
da Eltern aus Freude an einem Leben mit Kindern („Konsumnutzen“) bereit sind, erhebliche Kos-
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der Kinder zur wirtschaftlichen Versorgung des gesamten Familienhaushalts und 
zum anderen in der Versorgung der Eltern im Alter gesehen.  

Die Phase des gemeinsamen Wirtschaftens von Eltern und Kindern im Rah-
men einer arbeitsteiligen Produktion kann dabei als ein eigenständiger Vertrag 
auf Gegenseitigkeit mit nur geringen Vorleistungen der Eltern angesehen werden. 
Im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung mit steigendem Wohlstand einerseits 
und der Notwendigkeit längerer Ausbildungszeiten andererseits hat der Beitrag 
von Kindern zur Versorgung des Familienhaushalts allerdings stark an Bedeutung 
verloren. 

Die Versorgung der Eltern, wenn diese sich nicht mehr selbst versorgen kön-
nen, kann dagegen als Rückzahlung der in der Kindheit empfangenen Leistungen 
angesehen werden. Der Begriff „Generationenvertrag“ bezeichnet gemeinhin die-
ses zeitlich auseinander fallende Austauschverhältnis zwischen den Generationen. 
Er beinhaltet sowohl eine Kreditbeziehung, indem die Rückzahlungen der Kinder 
als Renditen von Investitionen in ihr Humankapital angesehen werden können, 
als auch einen Versicherungsvertrag, indem Eltern in Phasen mangelnder oder 
eingeschränkter Fähigkeit der Selbstversorgung – im Alter, aber auch bei Krank-
heit oder Arbeitslosigkeit – eine Unterstützung zuteil wird. Ein solcher Vertrag 
beinhaltet jedoch ein generelles Hold-up-Problem, da die Leistungen und Gegen-
leistungen zeitlich auseinander fallen und die später zu leistende Partei – hier die 
Kinder – den Vertrag einseitig brechen kann, indem sie die Gegenleistung ver-
weigert.  

Zudem ist ein solcher Vertrag zwischen Eltern und Kindern noch mit besonde-
ren Problemen verbunden. Es handelt sich nicht um einen von rationalen Indivi-
duen auf Gegenseitigkeit geschlossenen Vertrag, da Eltern ihren Teil des Vertra-
ges zu einem Zeitpunkt leisten, zu dem die Kinder noch nicht entscheidungsfähig 
sind. Die Entscheidungsfähigkeit der Kinder wird ja gerade durch die Erzie-
hungs- und Sozialisationsleistungen der Eltern erst generiert. Sofern jedoch Kin-
der ihre Existenz überhaupt als positiv annehmen, werden sie auch Investitionen 
in ihr Humankapital begrüßen und einem Vertrag, der diese erst ermöglicht, prin-
zipiell zustimmen. Nichtsdestotrotz bestehen für die Kinder im konkreten Fall 
Anreize, den Vertrag zu brechen. 

Generell bedarf ein solcher Vertrag zusätzlicher Anreize und Sanktionen, um 
einen einseitigen Vertragsbruch zu verhindern bzw. zu ahnden, um damit das Zu-
standekommen des Vertrages überhaupt erst zu ermöglichen. Dies gilt grundsätz-
lich auch für den familialen Generationenvertrag, auch wenn hier die emotionale 
Verbundenheit den Anreiz zum Vertragsbruch in vielen Fällen abschwächen mag. 
Innerhalb des traditionellen Familienverbandes stellen einerseits Hinterlassen-
schaften als Faustpfand der Eltern und andererseits soziale Normen – also eine 
externe Sanktion – die Einhaltung des Vertrages durch die Kinder sicher, im Ge-
genzug für ihre Humanvermögensbildung die Altersversorgung der Eltern zu  
übernehmen.  
                                                                                                                                     
ten zu tragen und einseitig Leistungen an ihre Kinder zu erbringen, so kann doch im allgemeinen 
unterstellt werden, dass auch gewisse Gegenleistungen von Kindern erwartet werden. 
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2. Kollektive Erweiterungen familialer Vertragsbeziehungen in modernen 
Gesellschaften 
In modernen Gesellschaften mit stark arbeitsteiliger Produktion und marktmäßi-
gen Austauschbeziehungen erweisen sich solche „Verträge“ innerhalb des Fami-
lienverbandes als wenig effizient.7 Durch die starke Verlagerung von Tätigkeiten 
aus den privaten Haushalten auf den Markt und den für arbeitsteilige Produktion 
notwendigen Investitionen in spezifisches Humankapital haben sich die Funktio-
nen und Aufgabenbereiche der Familien und ihrer Mitglieder in einer Weise ver-
ändert, die auch die familialen Austauschbeziehungen in entscheidender Weise 
tangiert. Eine effiziente Vertragsgestaltung erfordert damit zunehmend externe 
Anreize und Sanktionen, die als gesellschaftliche Ergänzung der familialen Ver-
träge verstanden werden können.  

 

2.1 Der Geschlechtervertrag 
Im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung mit der immer stärkeren Verlagerung 
von Tätigkeiten aus den privaten Haushalten auf den Markt erfordert eine effi-
ziente geschlechtsspezifische Arbeitsteilung entsprechende Investitionen in spezi-
fisches Humankapital. Insbesondere die Tätigkeiten am Markt basieren auf ent-
sprechend spezifischen Ausbildungen und Erfahrungen, die durch die Ausbildung 
in der Kindheit und Jugend, aber auch durch so genanntes Training-on-the-Job in 
der Berufsphase erworben und vertieft werden. Innerhalb der Familie erweist sich 
damit eine Arbeitsteilung als optimal, bei der sich die Person mit den höheren 
Einkommenschancen auf Marktarbeit spezialisiert und in entsprechendes Hu-
mankapital investiert.8 Vor dem Hintergrund einer geschlechtsspezifischen Seg-
regation des Arbeitsmarktes und entsprechender geschlechtsspezifischer Lohndif-
ferentiale, die selbst wiederum als Ergebnis eines pfadabhängigen Prozesses der 
Entwicklung gesellschaftlicher Regelungen zur geschlechtsspezifischen Arbeits-
teilung angesehen werden können,9 ergibt sich als Optimum der innerfamilialen 
Arbeitsteilung eine Spezialisierung des Mannes auf Erwerbsarbeit und der Frau 
auf Hausarbeit.  

Eine solche die Wohlfahrtsproduktion der Familie steigernde Arbeitsteilung ist 
allerdings mit Kosten verbunden, die bei der Gestaltung des innerfamilialen Ver-
trages Berücksichtigung finden müssen. Jede Spezialisierung auf eine Tätigkeit 
und Akkumulation des entsprechenden Humankapitals bedeutet immer auch 
                                                 

7 Mit der folgenden Argumentation soll und kann keine historische Entwicklung nachgezeich-
net werden, die im Einzelnen sehr viel komplexer und weniger stringent verlaufen ist, sondern es 
soll das Ergebnis dieser historischen Entwicklung hinsichtlich der Regelungen einer arbeitsteili-
gen Wirtschaft in modernen Gesellschaften vertragstheoretisch rekonstruiert und unter Effizienz-
gesichtspunkten beurteilt  werden. 

8 Die Allokationsentscheidung im Rahmen eines Mehrpersonenhaushalts unter Berücksichti-
gung von Haushaltsproduktion hat die so genanten „New Home Economics“ begründet, als deren 
Vater Gary S. Becker (1965 und 1981) gelten darf.  

9 Vgl. Ott (2002a). 
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gleichzeitig den Verzicht auf Investitionen in andere Arten von Humankapital, 
und damit den Verzicht auf eine Steigerung der Produktivität bei anderen Arten 
der Zeitverwendung. Innerfamiliale Spezialisierung hat hier asymmetrische Fol-
gen für die Partner. Der Partner, der dem Einkommenserwerb am Markt nach-
geht, erhöht durch die Berufserfahrung seine individuelle Einkommenserzie-
lungskapazität, die ihm unabhängig vom Haushaltskontext erhalten bleibt. 
Spezialisierung auf Haushaltsproduktion bedeutet umgekehrt einen Verzicht auf 
eben diese marktbezogene Humankapitalakkumulation. Sofern eine Erwerbstä-
tigkeit für längere Zeit unterbrochen wird, sinkt die Einkommenserzielungskapa-
zität sogar aufgrund der Veralterung des Humankapitals.10 Zwar steigt die Pro-
duktivität der im Haushalt erworbenen Fähigkeiten – diese sind jedoch am Markt 
nicht verwertbar und überwiegend an den jeweiligen Haushaltskontext gebunden, 
da sie auf die individuellen Wünsche und Bedürfnisse der anderen Familienmit-
glieder ausgerichtet sind. Geht der spezielle Haushaltskontext verloren, gehen 
auch die Verwertungsmöglichkeiten verloren und die Person ist auf ihre eigene 
verminderte Einkommenserzielungskapazität angewiesen.  

Diese Asymmetrie in der langfristigen Entwicklung des Humankapitals hat 
dann u.U. wieder Rückwirkungen auf die Wohlfahrtsverteilung in der Familie. 
Zwar haben beide Partner aufgrund der im Trennungsfall anfallenden Wohl-
fahrtsverluste einen Anreiz, die Austauschbeziehung weiter aufrecht zu erhalten, 
jedoch in unterschiedlichem Ausmaß. Für den auf Marktarbeit spezialisierten 
Partner verbessern sich im Laufe der Zeit die Alternativmöglichkeiten aufgrund 
der steigenden Einkommenserzielungskapazität, während sie sich für den auf 
Hausarbeit spezialisierten Partner verschlechtern. Entsprechend dem Gedanken 
kooperativer Verhandlungen, wonach der Zugewinn gegenüber den jeweiligen 
externen Alternativen „fair“ geteilt wird, bedeutet dies bei erneuten internen Ver-
handlungen eine Umverteilung der internen Wohlfahrtsverteilung zugunsten des 
Partners mit den besseren externen Alternativen, da sich dessen Verhandlungspo-
sition verbessert.11  

Die traditionelle geschlechtsspezifische Rollenverteilung stellt sich dann als 
ein Vertrag dar, bei dem die Frau zugunsten der Kindererziehung die Erwerbsar-
beit einschränkt, auf Akkumulation von marktfähigem Humankapital verzichtet 
und eine Reduzierung ihrer individuellen Einkommenserzielungskapazität und 
damit Verhandlungsstärke akzeptiert. Im Gegenzug verspricht der Mann, diese 
geschwächte Verhandlungsposition nicht auszunutzen, und garantiert eine lebens-
lang fixierte Verteilung der Kooperationsgewinne. Da jedoch bei diesem Vertrag 
Leistung und Gegenleistung zeitlich auseinander fallen, besteht für den Mann ein 
Anreiz, nach erbrachter Leistung der Frau den Vertrag zu brechen und eine neue 
interne Verteilung auszuhandeln.12  

                                                 
10 Zur unterschiedlichen Entwicklung der Löhne von Vätern und Müttern je nach Art der in-

nerfamilialen Arbeitsteilung vgl. z.B. Lundberg und Rose (2000).  
11 Vgl. hierzu ausführlich Ott (1992: Kap. 6). 
12 Es sei hier betont, dass Vertragsbruch hier nicht die Aufkündigung der Partnerschaft bedeu-

tet, sondern die Forderung nach Nachverhandlung der internen Verteilung. Nur in den Fällen, in 
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Um diesem Hold-up-Problem im Geschlechtervertrag zu begegnen und damit 
das Zustandekommen solcher Verträge überhaupt erst zu ermöglichen, sind er-
gänzende Regelungen durch die Gesellschaft notwendig, wie sie in allen ent-
wickelten Gesellschaften durch soziale Normen aber vor allem das Ehe- und Fa-
milienrecht implementiert sind. Diese Regelungen dienen der Sicherstellung 
dauerhafter Beziehungen und der Gewährleistung einer fairen internen Teilhabe. 
Ergänzend kommen Regelungen dazu, die eine Versicherungsfunktion für den 
Fall des Verlustes des Partners erfüllen. Die mit der bürgerlichen Eheschließung 
verbundenen Sondertatbestände im Steuer- und Sozialrecht erhöhen den Zuge-
winn aus Spezialisierung der Partner auf Haus- und Marktarbeit und setzen damit 
Anreize für entsprechende Humankapitalinvestitionen. Die gleichzeitige Er-
schwernis der Auflösung der Beziehung durch entsprechende Scheidungsrege-
lungen erhöht die Wahrscheinlichkeit einer dauerhaften Austauschbeziehung. Die 
Unterhaltsregelungen nach einer Scheidung verändern zudem die externen Alter-
nativen, was wiederum Rückwirkungen sowohl auf den gemeinsamen Zugewinn 
bei weiterem Bestand der Ehe und damit auf deren Dauerhaftigkeit als auch auf 
die interne Verteilung des Zugewinns hat. So verringern nacheheliche Unterhalts-
zahlungen den Verlust aus fehlenden Investitionen in marktfähiges Humankapital 
– sowohl im Falle der Trennung, da entsprechende Kompensationszahlungen 
fließen, als auch bei weiterem Bestand der Ehe aufgrund der Veränderung der in-
ternen Verhandlungsmacht. Im Fall des Verlustes des Partners durch Tod kann 
eine gesellschaftliche Hinterbliebenenversorgung diese Kompensationsfunktion 
erfüllen und damit als Versicherung fungieren. Insgesamt werden mit einem sol-
chen Bündel an Regelungen die Erträge aus Spezialisierung auf Haus- und 
Marktarbeit erhöht und tendenziell stabilisiert. Insbesondere werden auch die in-
dividuellen Risiken der Person, die zugunsten der Haushaltstätigkeit auf Investi-
tionen in marktfähiges Humankapital verzichtet, dadurch deutlich gemindert, und 
der Anreiz zum einseitigen Vertragsbruch reduziert. Erst unter solchen Bedin-
gungen kann erwartet werden, dass die Individuen bereit sind, sich auf einen zwar 
wohlfahrtssteigernden, jedoch mit Hold-up-Problemen belasteten langfristigen 
Vertrag zur innerfamilialen Spezialisierung einzulassen. 

 

2.2 Der Generationenvertrag 
Auch der Generationenvertrag hat im Zuge der gesellschaftlichen Entwicklung 
kollektive Ergänzungen erfahren. Diese zielen allerdings weniger auf eine Ver-
stärkung und Stabilisierung der innerfamilialen Verträge, sondern verlagern einen 
Großteil der Austauschbeziehung zwischen den Generationen auf die gesamte 
Gesellschaft.  

                                                                                                                                     
denen keine neue Einigung mit interner Umverteilung erreicht werden kann, wird eine Trennung 
die Folge sein. Dass Scheidungen häufiger von Frauen als von Männern eingereicht werden mag 
dann Folge solcher interner Umverteilungsversuche sein, die von den Frauen nicht akzeptiert 
werden. Vgl. hierzu Ott (1993). 
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Kinder und deren gelingende Sozialisation und Ausbildung sind nicht nur für 
ihre Eltern von Bedeutung. Von den sozialen und wirtschaftlichen Fähigkeiten 
der nächsten Generation profitieren alle Gesellschaftsmitglieder. Investitionen in 
die nachwachsende Generation und ihr Humanvermögen dienen dem Bestand, 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der sozialen und kulturellen Kohä-
renz der Gesellschaft und stellen quasi ein „öffentliches Gut“ dar.13 Es besteht 
daher ein gesamtgesellschaftliches Interesse an einer möglichst optimalen Hu-
manvermögensbildung der nächsten Generation. In hoch entwickelten, stark ar-
beitsteilig organisierten Gesellschaften erfordert dies die Vermittlung eines hohen 
Wissenstandes, die Entwicklung weit reichender Sozial- und Handlungskompe-
tenzen sowie die Förderung der individuellen Talente und Fähigkeiten. Erst durch 
das Zusammenwirken von kompetenten selbstverantwortlichen Persönlichkeiten 
mit unterschiedlichen spezifischen Fähigkeiten entfalten demokratische und 
marktwirtschaftlich organisierte Gesellschaften ihre kreative und produktive 
Leistung.  

Eltern alleine sind nicht in der Lage, all jene Fähigkeiten und Kompetenzen zu 
vermitteln, die in den unterschiedlichen Interaktions- und Beziehungszusammen-
hängen moderner, komplexer Gesellschaften erforderlich sind. Zum einen sind 
die elterlichen Ressourcen – sowohl die materiellen wie auch die zeitlichen – be-
schränkt und zudem in der Gesellschaft ungleich verteilt, so dass vielfach eine 
Kompensation und Unterstützung von Seiten der Gesellschaft notwendig ist, will 
man aus Gründen der Chancengerechtigkeit aber auch einer bestmöglichen Hu-
manvermögensausstattung der nächsten Generation in ihrer Gesamtheit14 für alle 
Kinder eine ihrer Entwicklung förderliche Umgebung im Elternhaus sicherstel-
len. Zum anderen erfordert eine gelingende Sozialisation und Wissensvermittlung 
ein geeignetes Interaktions- und Lernumfeld, das allein von den Eltern gar nicht 
hergestellt werden kann. Schließlich gewährleisten die elterlichen Ziele und An-
strengungen keineswegs eine optimale Humanvermögensbildung im Interesse der 
Kinder und der Gesellschaft.15 Insofern liegt es im Interesse der Gesellschaft, 
nicht nur für die Eltern die richtigen Anreize zu setzen, sondern die Humanver-
mögensbildung der nächsten Generation wesentlich mit zu gestalten. 

Mit dem öffentlichen Bildungssystem wurde eine Institution der professionel-
len Wissensvermittlung geschaffen, die durch die kostenfreie Bereitstellung der 
nächsten Generation eine gute Schulbildung unabhängig von der Vermögenssitu-

                                                 
13 Die Bedeutung des Humanvermögens für die gesamte Gesellschaft belegen vielfältige Stu-

dien. Vgl. z.B. Gradstein und Justman (2002), Hanushek und Kimko (2000), de La Fuente und 
Ciccone (2003) und Wößmann (2003). 

14 Ist die Ausstattung mit natürlichen Fähigkeiten unbekannt, so erzeugt nur eine Gleichvertei-
lung der zur Humankapitalbildung notwendigen materiellen Anfangsausstattung eine für die Ge-
samtgesellschaft optimale Investition in Humankapital. 

15 So erhöht z.B. eine hohe Qualifikation die Wahrscheinlichkeit, dass die Kinder aufgrund 
von höherer Mobilität für Pflegeleistungen im Alter nicht zur Verfügung stehen. Vielfach dürften 
Eltern jedoch auch aus Unwissenheit zu Fehleinschätzungen darüber kommen, was für die Kinder 
förderlich ist. Insbesondere aber dürften es Überforderungssituationen in den Familien sein, die 
Kinder in ihren Entwicklungschancen behindern mögen. 
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ation des Elternhauses bietet. Die Einführung einer Schulpflicht stellt zudem si-
cher, dass diese Ausbildung allen Kindern – u.U. auch gegen den Willen der El-
tern – zugute kommt. Kindergärten, -horte und -krippen und andere Ein-
richtungen der Jugendpflege bieten Kindern eine andere Sozialisationsumgebung 
als die Familie und erweitern damit ihre Erfahrungsmöglichkeiten. Dies ist umso 
wichtiger, je mehr moderne Gesellschaften so organisiert sind, dass Kinder in 
vielen Bereichen des Alltagslebens systematisch ausgeschlossen sind16 und damit 
zuvor bestehende Kontexte kindlicher Sozialisation verloren gehen.  

Darüber hinaus dienen familienpolitische Leistungen dazu, die notwendigen 
Ressourcen für eine optimale kindliche Entwicklung in den Familien sicher zu 
stellen. Neben der Absicherung der materiellen Aufwendungen für die kindliche 
Lebenshaltung gilt es vor allem Freiräume zu sichern, in denen sich Kinder ohne 
große materielle Zwänge entwickeln können. Zudem bezwecken sie eine Sen-
kung der Opportunitätskosten der Eltern, wenn diese Zeit für ihre Kinder auf-
wenden und dafür auf Erwerbseinkommen verzichten. So knüpfen vor allem in 
Deutschland viele familienpolitische Leistungen an der Nichterwerbstätigkeit ei-
nes Elternteils an.  

Auch die Gegenleistungen der Kinder an die Elterngeneration sind zu einem 
Großteil auf die gesellschaftliche Ebene verlagert worden. Soweit Leistungen der 
Kinder an die Elterngeneration als „Rückzahlung“ der erhaltenen Investitionen in 
ihr Humanvermögen verstanden werden, entspricht es grundsätzlich der System-
logik, indem davon alle profitieren, die sich über ihre Steuerzahlungen an diesen 
Investitionen beteiligt haben. Vor allem aber konnte mit der Einführung von So-
zialversicherungssystemen das Sicherungsniveau im Vergleich zur Absicherung 
im Familienverband erhöht werden. Denn eine Versorgung im Alter und bei an-
deren Risikofällen eingeschränkter Fähigkeit der Selbstversorgung durch die ei-
genen Kinder ist mit erheblichen Unsicherheiten hinsichtlich deren Leistungsfä-
higkeit und Leistungswilligkeit verbunden. Ein kollektives Rentensystem, in dem 
die Leistungen der Kinder nicht ihren eigenen Eltern sondern der gesamten El-
terngeneration zufließen, fungiert daher als eine Versicherung gegen Kinderlo-
sigkeit, Zahlungs- und Leistungsunfähigkeit sowie Leistungsverweigerung der 
Kinder. Gleiches gilt auch für andere Sozialsysteme wie die Pflegeversicherung 
und Teile der Krankenversicherung, in denen die Versicherungsleistungen über-
wiegend im Alter anfallen und dann einen Großteil einer Generation gleichzeitig 
betreffen, so dass innerhalb der Generation kaum mehr ein Versicherungsaus-
gleich stattfinden kann. Auch hier liegt faktisch ein kollektiver Generationenver-
trag vor.  

Insbesondere bei umlagefinanzierten Sicherungssystemen ist die Struktur-
gleichheit des gesellschaftlichen Generationenvertrages zu den innerfamilialen 
Beziehungen evident. Grundsätzlich gilt dies jedoch auch für kapitalgedeckte Si-
cherungssysteme. Denn eine nicht mehr im Produktionsprozess stehende Genera-
tion kann ihren Konsum nur dann decken, wenn eine nachfolgende Generation 
existiert, die den Kapitalstock produktiv nutzt. Dieser als Mackenroth-These be-
                                                 

16 Dies ist z.B. im Arbeitsleben oder im Straßenverkehr deutlich zu beobachten. 
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kannte Zusammenhang (vgl. z.B. Külp 1991) verschiebt sich jedoch in Zeiten 
globaler Kapitalmärkte, da der Kapitalstock nicht notwendigerweise von der 
nachwachsenden Generation der eigenen Gesellschaft verwertet werden muss. 
Letztlich handelt es sich bei diesem Prozess um eine weitere Ergänzung der Ge-
nerationenbeziehungen in einem weltweiten Kontext, der die Interessen von Ge-
sellschaften unterschiedlicher wirtschaftlicher und demographischer Entwicklung 
zum Ausgleich bringt und damit zu weiterer Effizienzsteigerung führen kann. 

Mit dem Bündel an überwiegend steuerfinanzierten Leistungen tritt die Gesell-
schaft insgesamt als Mitverantwortlicher für die Humanvermögensbildung der 
nächsten Generation auf und ergänzt die elterlichen Leistungen. Die Elterngene-
ration einer Gesellschaft steht somit gemeinschaftlich für die Humanvermögens-
bildung der nächsten Generation ein; umgekehrt wird sie über die sozialen Siche-
rungssysteme als ganzes von der Kindergeneration im Alter versorgt. Die 
kollektiven Regelungen lösen die privaten Beziehungen jedoch nicht ab, sondern 
ergänzen sie im Sinne einer gesellschaftlichen Wohlfahrtssteigerung. 

 

3. Wirtschaftliche Entwicklung und Probleme heutiger Regelungen 
Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ergänzungen der jüngeren Vergan-
genheit haben jedoch dazu geführt, dass die kollektiven Regelungen an Effizienz 
verlieren und teilweise sogar wohlfahrtsmindernd wirken. Technischer Fortschritt 
und zunehmende weltweit verflochtene arbeitsteilige Produktion haben die Ar-
beitsmarktanforderungen sowie die Bedingungen familialer Arbeit in den letzten 
Jahrzehnten drastisch verändert. 

 

3.1 Der Geschlechtervertrag 
Hinsichtlich des Geschlechtervertrages senkt diese Entwicklung die Vorteile aus 
Spezialisierung auf Markt- und Hausarbeit. Steigende Löhne und ausdifferenzier-
te Arbeitsmärkte haben die Markteinkommensmöglichkeiten insbesondere von 
Frauen erheblich verbessert. Damit erhöhen sich die Opportunitätskosten bei 
Spezialisierung auf Hausarbeit, da auf ein höheres Einkommen, das für vielfälti-
ge, andere Zwecke verwendet werden kann, verzichtet werden muss. Technischer 
Fortschritt und sinkende Güterpreise insbesondere für Marktsubstitute der mate-
riellen Haushaltsproduktion17 verändern zudem die effiziente Technologie der 
Haushaltsproduktion. Dies löst Substitutionseffekte zugunsten von Marktarbeit 
aus, indem eine bislang zeitintensive Haushaltsproduktion durch eine kapitalin-
tensive Haushaltstechnologie ersetzt wird. Der verstärkte Einsatz von konsumrei-

                                                 
17 Betrachtet man in der jüngeren Vergangenheit insbesondere die Preisentwicklung von 

Marktsubstituten der materiellen Haushaltsproduktion (wie z.B. Fertiggerichte, Textilien etc.) so-
wie die von Haushaltsgeräten, so sieht man, dass der Preisanstieg dieser Güter im Zeitablauf ge-
ringer war als der allgemeine Preisanstieg und insbesondere geringer als die Lohnentwicklung. 
Eine Substitution von Hausarbeit durch Marktarbeit mit dem Ziel der Einkommenserzielung ist 
damit gerade bzgl. dieser Güter besonders vorteilhaft. Vgl. hierzu Ott (1999). 
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fen Marktgütern sowie komfortablen Haushaltsgeräten, die die Haushaltsproduk-
tion stark vereinfachen, so dass hierzu kaum mehr spezifische Kenntnisse not-
wendig sind, reduzieren Hausarbeit in vielen Bereichen auf eine ‚individuelle 
Endmontage von industriell gefertigten Zwischenprodukten‘.18 Unter solchen 
Bedingungen ist es dann effizient, die Zeit verstärkt zur Einkommenserzielung zu 
verwenden, da dadurch ein wesentlich höherer Gesamtoutput erzielt werden 
kann. Daher sind auch Investitionen in marktfähiges Humankapital zur Steige-
rung der Einkommenserzielungskapazität ertragreicher als solche in haushalts-
spezifisches Humankapital, dessen Rendite im Zeitverlauf sinkt.19 Lediglich bei 
der Kindererziehung lässt sich eine solche Entwicklung nicht beobachten. Markt-
substitute für Kinderbetreuung sind tendenziell nicht kostengünstiger als Eigen-
betreuung geworden20. Aufgrund fehlender preisgünstiger Substitute für Kinder-
betreuung ist die Kindererziehung demnach nach wie vor zeitintensiv.21  

Damit verschieben sich die Bedingungen des Geschlechtervertrages. In dem 
Maße, in dem eine Spezialisierung auf Haus- bzw. Marktarbeit immer weniger 
notwendig wird, sinken die komparativen Vorteile geschlechtsspezifischer Ar-
beitsteilung im Bereich der materiellen Versorgung. Eine Spezialisierung auf 
Hausarbeit scheint nur noch in Phasen der Kindererziehung rentabel, die auf-
grund der sinkenden Kinderzahlen immer kürzer werden.22 Generell lässt sich al-
so feststellen, dass die wirtschaftliche Entwicklung zu einer Reduzierung der 
Gewinne aus gemeinsamer Haushaltsführung geführt hat. Die formale Ehe bietet 
daher heutzutage nur geringe materielle Vorteile, woraus eine geringere Heirats-
neigung resultiert, insbesondere da die nicht-materiellen, affektiven Aspekte des 
Zusammenlebens auch ohne formale Eheschließung realisiert werden können. Im 
Umkehrschluss nimmt auch die Scheidungswahrscheinlichkeit zu. Je geringer der 
Ehegewinn ist, desto wahrscheinlicher ist es, dass sich im nachhinein die reali-
sierbare Wohlfahrtsproduktion im Haushalt im Vergleich zu anderen Optionen 
als zu gering herausstellt.  

                                                 
18 Vgl. zur ausführlichen Diskussion der Veränderung der Haushaltsproduktion Galler und Ott 

(1993), Kap. 5. 
19 Der Anstieg der Frauenerwerbstätigkeit sowie die verstärkte Bildungsnachfrage von Frauen 

dürften auf derartige Substitutionseffekte in der Haushaltsproduktion zurückzuführen sein. 
20 Die Preisentwicklung für Kinderbetreuung entspricht etwa den Lohnsteigerungen bei Frau-

enlöhnen (vgl. Ott 1999). Inwieweit diese Preisentwicklung allerdings die Präferenzen der Men-
schen widerspiegelt, lässt sich nicht ohne weiteres sagen, da die Marktentwicklung hier durch ge-
setzliche Regelungen stark eingeschränkt ist: Regelmäßige außerhäusliche Kinderbetreuung ist 
durch das Jugendamt zu genehmigen und öffentliche Betreuungseinrichtungen sind häufig mit 
den Anforderungen durch Erwerbsarbeit nicht kompatibel. 

21 Bei steigenden Einkommensmöglichkeiten, auf die zugunsten der Kindererziehung verzich-
tet werden muss, und bei gleichzeitig weniger stark steigenden Preisen von anderen Gütern ist da-
her Kindererziehung im Vergleich zu diesen Gütern relativ teurer geworden, was Anreize zur Re-
duzierung der Kinderzahlen setzt. 

22 Soweit aber eine überwiegende Haushaltstätigkeit nur auf kurze Phasen im Lebenszyklus 
beschränkt ist, sind auch entsprechende Investitionen in haushaltspezifisches Humankapital nicht 
lohnend, was die möglichen Spezialisierungsgewinne weiter reduziert. 
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Zusätzlich zu den sinkenden Ehegewinnen, die beide Partner gleichermaßen 
treffen, verstärkt sich die Asymmetrie des Geschlechtervertrages erheblich und 
erhöht auf individueller Ebene die Risiken der traditionellen geschlechtsspezifi-
schen Arbeitsteilung. Waren in der Vergangenheit beide Partner – wenn auch in 
unterschiedlichem Ausmaß – auf die Verfügbarkeit eines Tauschpartners inner-
halb des Haushalts angewiesen und hatten bei Auflösung der Beziehung beide 
mit zwar unterschiedlichen, aber doch relativ hohen Verlusten zu rechnen, gilt 
dies heutzutage praktisch nicht mehr. Da es erheblich einfacher ist, Hausarbeits-
zeit durch Marktsubstitute zu ersetzen als Marktgüter durch Eigenproduktion, 
kann bei Auflösung des gemeinsamen Haushalts der auf Marktarbeit spezialisier-
te Partner die wegfallende Hausarbeitsleistung des anderen Partners relativ leicht 
ersetzen und muss daher nur geringe Wohlfahrtsverluste hinnehmen, während 
dies bei Spezialisierung auf Hausarbeit nicht gilt. Hier wirkt sich der Verzicht auf 
eine Steigerung der eigenen Einkommenserzielungskapazität in starken Wohl-
fahrtsverlusten aus und ist mit einem entsprechend hohen Verlust in der Verhand-
lungsposition verbunden.  

Das Hold-up-Problem gewinnt damit an Bedeutung und der Geschlechterver-
trag wandelt sich vom Low-cost- zum High-cost-Vertrag.23 Da Spezialisierungs-
gewinne fast nur noch in Zeiten der Kindererziehung anfallen,24 ist der Anreiz 
zum Vertragsbruch, d.h. einer Nachverhandlung der internen Verteilung, vor al-
lem nach der Kinderphase besonders groß.25 Eine wesentliche Reduzierung die-
ser Anreize durch Steigerung der Wohlfahrtsgewinne aus Spezialisierung mittels 
monetärer Transfers dürfte angesichts ihrer Dimension kaum möglich sein. Ge-
sellschaftliche Regelungen, die in der Vergangenheit geeignet waren, den Ge-
schlechtervertrag zu stabilisieren, können dieses Ziel nicht mehr erreichen. 

Das Steuersystem enthält vielfältige Regelungen, die die innerfamilialen Ver-
hältnisse tangieren und insgesamt starke Anreize für eine Arbeitsteilung mit Spe-
zialisierung auf Hausarbeit setzen.26 Sowohl das Prinzip der Ist-Besteuerung, das 
am Markteinkommen ansetzt, die steuerliche Behandlung von geringfügiger Be-
schäftigung sowie der Betreuungsfreibetrag, der auch ohne Nachweis von Be-
treuungskosten gewährt wird, begünstigen generell die Haushaltsproduktion ge-
genüber Markttätigkeiten. Das Ehegattensplitting setzt darüber hinaus Anreize 
zur Spezialisierung des Partners mit dem geringeren Lohnsatz auf Haushaltspro-
duktion.27 Da dies typischerweise die Frau ist,28 verstärken diese Regelungen die 

                                                 
23 Unter „Low-cost-Situationen“ werden Situationen verstanden, bei denen keine hohen Op-

portunitätskosten bestehen (Vgl. Kirchgässner 1992). Low-cost-Verträge sind somit Verträge, bei 
denen die Anreize zum Vertragsbruch vergleichsweise gering sind.  

24 Aufgrund der gesunkenen Einkommenserzielungskapazität der Frau dürften nach der Phase 
der Kindererziehung sogar Wohlfahrtsverluste eintreten. 

25 So sind die Scheidungsziffern, die als ein Indiz für innerfamiliale Nachverhandlungen, die 
nicht zur intendierten Umverteilung geführt haben, gelten können, insbesondere in höheren Ehe-
dauern gestiegen. Vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (2004: 36).  

26 Vgl. Ott (1998 und 2001). 
27 Durch die gemeinsame Veranlagung von Ehepartnern nach dem Splittingverfahren, bei dem 

die Summe der Einkommen der Ehepartner halbiert und auf jede dieser Hälften der Einkommen-
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traditionelle geschlechtsspezifische Arbeitsteilung. Zusätzlich begünstigen auch 
die Regelungen im Sozialrecht die Einverdienerehe. So haben sowohl die bei-
tragsfreie Mitversicherung von nichterwerbstätigen Familienmitgliedern in der 
Sozialversicherung wie auch die Hinterbliebenenrente und das Rentensplitting in 
der gesetzlichen Rentenversicherung eine dem Ehegattensplitting vergleichbare 
Anreizwirkung. Auch diese Regelungen stellen eine Begünstigung der Haushalts-
tätigkeit dar, da Leistungsansprüche entstehen, ohne dass entsprechende Beiträge 
geleistet werden, dies aber an die Nichterwerbstätigkeit geknüpft ist.  

Das Familienrecht (§§ 1297-1588 BGB) bezieht sich dagegen kaum direkt auf 
die innerfamilialen Verhältnisse,29 sondern stellt vor allem auf die Regelung von 
nachehelichen Beziehungen ab, was jedoch die Verhandlungsstärke der Partner 
beeinflusst und damit wiederum Rückwirkungen auf die interne Verteilung hat. 
Prinzipiell ist nach einer Scheidung jeder der ehemaligen Ehepartner für sich 
selbst verantwortlich. Anspruch auf Geschiedenenunterhalt besteht nur bei Be-
treuung gemeinsamer Kinder, wegen Alter, Krankheit oder Arbeitslosigkeit zum 
Zeitpunkt der Scheidung sowie bei Fortsetzung einer während der Ehe unterbro-
chenen Ausbildung und schließlich wegen zu niedrigen eigenen Einkommens. 
Der Anspruch auf Unterhalt folgt damit dem Grundsatz, dass nacheheliche Un-
terhaltszahlungen einen Ausgleich für „ehebedingte Nachteile“ schaffen sollen.30 
Dies setzt zwar an einer asymmetrischen Entwicklung der Einkommenserzie-
lungskapazität der Partner an, erhebt diese aber gleichzeitig zum Sonderfall. Ein 
genereller Eigentumsanspruch beider Partner auf das während der Ehe gemein-
sam akkumulierte Humanvermögen besteht jedoch nicht. Das Prinzip der sog. 
„Zugewinngemeinschaft“ ist auf das Sach- und Finanzvermögen und den Versor-
gungsausgleich bei den Rentenansprüchen beschränkt. Die asymmetrischen Risi-
ken der innerfamilialen Spezialisierung werden somit durch das Unterhaltsrecht 
nicht systematisch und verlässlich reduziert. 

Generell lässt sich also feststellen, dass die Regelungen nicht geeignet sind, 
einen Geschlechtervertrag mit traditioneller Arbeitsteilung zu stützen. Regelun-

                                                                                                                                     
steuertarif angewendet wird, gilt für beide Ehepartner immer der gleiche  Grenzsteuersatz, unab-
hängig davon, wie hoch das individuelle Einkommen ist. Damit ist die Netto-Entlohnung einer 
weiteren Arbeitsstunde auch immer für den Partner höher, der einen höheren Bruttostundenlohn 
hat. Für den Haushalt ist es daher immer rentabler, wenn der Partner mit dem höheren Bruttolohn-
satz seine Erwerbstätigkeit ausdehnt, als dass der andere Partner eine Erwerbstätigkeit aufnimmt 

28 Auch dies lässt sich als Folge einer pfadabhängigen Entwicklung als Folge ehemals effi-
zienter geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung rekonstruieren. Vgl. Ott (2002a). 

29 Hier finden sich nur äußerst vage Formulierungen von einem „angemessenen Unterhalt der 
Familie“, der alles umfasst, „was nach den Verhältnissen der Ehegatten erforderlich ist, um die 
Kosten des Haushalts zu bestreiten und die persönlichen Bedürfnisse der Ehegatten (...) zu befrie-
digen“, und der in einer „Weise zu leisten ist, die durch die eheliche Lebensgemeinschaft geboten 
ist“ (BGB §1360a). Eine gerichtliche Durchsetzung von innerehelichen Unterhaltsansprüchen ist 
nur begrenzt möglich, so dass Vertragsverletzungen letztendlich nur in Scheidungsverfahren als 
Indiz für eine Zerrüttung der Ehe gelten. 

30 Bei der Bemessung des Unterhalts werden als Maßstab die ehelichen Lebensverhältnisse 
zugrunde gelegt, wobei nach neuerer Rechtsprechung allerdings auch die Wohlfahrtssteigerung 
durch Hausarbeit Berücksichtigung finden muss. 
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gen, die symmetrische Arrangements zwischen den Partnern unterstützen würden, 
gibt es jedoch nicht.  

 
3.2 Der Generationenvertrag 
Auch die Regelungen des gesellschaftlichen Generationenvertrages erweisen sich 
unter heutigen Bedingungen als nicht mehr effizient. Zwar wurde dank der Ein-
führung der Sozialversicherungssysteme und der Ausweitung der Bildungsver-
antwortung auf die gesamte Gesellschaft das innerfamiliale Hold-up-Problem re-
duziert, gleichzeitig ist auf kollektiver Ebene ein neues entstanden.  

Steigende Löhne und hohe spezifische Anforderungen auf den Arbeitsmärkten 
verändern die Anreize für Investitionen in die nächste Generation. Zum einen 
steigen die Sozialisations- und Bildungsanforderungen und damit die Aufwen-
dungen für die Humanvermögensbildung der Kinder. Die Ausbildungszeiten ver-
längern sich und die spezifischen Qualifikationsanforderungen erfordern ein aus-
differenziertes Bildungssystem auf hohem Niveau. Die Kosten der Humanver-
mögensbildung der nächsten Generation steigen damit sowohl auf individueller 
wie auch auf kollektiver Ebene. Zudem steigen auch die Opportunitätskosten der 
Eltern. Da Kindererziehung nach wie vor sehr zeitintensiv ist, erfordert sie bei 
steigenden Löhnen einen immer größeren Einkommensverzicht. Dieser wiegt 
umso schwerer, je mehr er aufgrund der schwindenden Balance im Geschlechter-
vertrag mit hohen individuellen Risiken für einen Elternteil, meist die Mutter, 
verbunden ist.31 

Gleichzeitig sinken die Nutzen der Kindererziehung für die Eltern. Durch den 
Ausbau der sozialen Sicherungssysteme, insbesondere einer Alterssicherung auf 
hohem Niveau und der Einführung einer Pflegeversicherung, sinkt die Notwen-
digkeit einer Absicherung durch eigene Kinder. Zudem sinkt auch die Fähigkeit 
der Kinder zur Unterstützung der eigenen Eltern, da sie über die Sicherungssys-
teme die Elterngeneration insgesamt versorgen müssen. Der individuelle Nutzen 
der Eltern reduziert sich zunehmend auf den „Konsumnutzen“ – die Freude am 
Zusammenleben mit Kindern und die lebenslangen sozialen Beziehungen – der 
vielfach mit geringeren Kinderzahlen erreicht wird und stärker der Abwägung mit 
anderen Konsumgütern unterliegt. Sinkende Geburtenzahlen sind die Folge dieser 
individuellen Anreize. 

Dies schafft Probleme für das Kollektiv. Auf gesellschaftlicher Ebene ist nach 
wie vor eine nächste Generation notwendig. Zwar muss diese nicht unbedingt 
zahlenmäßig der vorherigen entsprechen – wichtiger ist eine hinreichende wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit, d.h. die nächste Generation muss mit entspre-
chendem Sach- und Humanvermögen ausgestattet sein, soll sie die Versorgungs-
ansprüche der Älteren einlösen können. Insofern hat vor allem die Bildung von 

                                                 
31 Frauen befürchten sehr viel stärker als Männer berufliche Nachteile durch eine (weitere) 

Geburt, vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (2006: 33 ff.). 
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Humanvermögen eine „konstitutive Bedeutung“ für die Funktionsfähigkeit umla-
gefinanzierter Sicherungssysteme.32  

Nun tritt bei Investitionen der Gesellschaft in das Humanvermögen der nächs-
ten Generation die bekannte Free-rider-Problematik auf. Individuell besteht kein 
großer Anreiz, sich finanziell oder direkt an der Humanvermögensbildung der 
Kinder anderer Leute zu beteiligen. Diese findet daher nur soweit statt, soweit 
Kinder in die Sozialbeziehungen und Institutionen einbezogen sind, die für die 
eigenen Lebensumstände von Bedeutung sind. Aufgrund der organisatorischen 
Effizienz in den verschiedenen Teilsystemen der Gesellschaft sind jedoch solche 
alltäglichen Sozialisationsumgebungen für Kinder vielfach verschwunden.33 Da-
mit wachsen die Anforderungen an familialen Erziehungsleistungen, die die Auf-
gabe der Eltern erschweren, den angestrebten Erziehungserfolg zu erreichen. Die 
hohen Sozialisations- und Bildungsanforderungen an die nächste Generation er-
fordern daher zunehmend eine institutionalisierte Form der gesellschaftlichen Er-
ziehungs- und Sozialisationsleistungen. Allerdings ist hier durchaus zu fragen, 
inwieweit eine auch in Zukunft noch weiter fortschreitende Professionalisierung 
und Institutionalisierung einer möglichst optimalen Humanvermögensbildung der 
nächsten Generation tatsächlich förderlich ist, oder ob die ausgedehnte Ausdiffe-
renzierung gesellschaftlicher Subsysteme die Grenze zur gesellschaftlichen Rati-
onalitätsfalle nicht bereits überschritten hat. In diesem Sinne wären Forderungen 
nach einer „kindergerechten Gesellschaft“ als Rücknahme der für die Subsysteme 
zwar effizienten, aber gesamtgesellschaftlich suboptimalen Organisation gesell-
schaftlicher Teilsysteme zu verstehen. 

Betrachtet man die familien- und bildungspolitischen Maßnahmen in Deutsch-
land, so erfüllen derzeit weder die Unterstützungsleistungen für die Eltern noch 
die kollektiven Institutionen diese Anforderungen.  

Nach OECD-Berichten34 sind die deutschen Bildungsausgaben im internatio-
nalen Vergleich unterdurchschnittlich. Zudem werden sie strukturell eher im ter-
tiären als im primären Bildungsbereich eingesetzt.35 Im vorschulischen Bereich 
gibt es – insbesondere für Unter-Dreijährige – nach wie vor ein viel zu geringes 
Angebot, das zudem überwiegend nur unter dem Betreuungsaspekt mit Blick auf 
die Möglichkeiten der elterlichen Erwerbsarbeit ausgeweitet wird.36 Erst in 
jüngster Zeit wurde die Erziehungs- und Sozialisationsaufgabe öffentlicher Ein-
richtungen auf die politische Agenda gehoben,37 dabei aber vor allem mit dem 

                                                 
32 Darauf hat auch das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zur Pflegeversicherung 

(BVerfG, 1 BvR 1629/94 vom 3.4.2001) hingewiesen und den Gesetzgeber zur Berücksichtigung 
dieses Zusammenhangs bei der künftigen Gesetzgebung verpflichtet. 

33 Für diese Situation wurde von Kaufmann (1990) der Begriff der „strukturellen Rücksichts-
losigkeit gegenüber Familien“ geprägt.  

34 Vgl. OECD (2006). 
35 Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung (2006: 22 f.) und Sachverständigenrat zur Be-

gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2004: 431 f.). 
36 Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung (2006: 34 ff.). 
37 So trat am 1. Januar 2005 das Gesetz zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder unter drei 

Jahren – das Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) – in Kraft.  
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Ziel, extreme Fehlentwicklungen früher zu entdecken. Eine integrierte Sozialisa-
tions- und Bildungsverantwortung wird den öffentlichen Einrichtungen bislang 
nicht zugeschrieben.38 Dies gilt insbesondere für den vorschulischen Bereich, 
obwohl die Wirksamkeit einer frühkindlichen Förderung auch durch gesellschaft-
liche Institutionen vielfach nachgewiesen 39 ist.   

                                                

In der Familienpolitik überwiegen die monetären Leistungen, wobei es sich 
vor allem um steuerliche und sozialrechtliche Leistungen handelt. Ehegattensplit-
ting und beitragsfreie Versicherung nicht erwerbstätiger Ehepartner in den Sozi-
alversicherungen sind dabei keine familienpolitischen Leistungen im Sinne einer 
Generationenpolitik, da sie nur am Tatbestand der Ehe anknüpfen und auch bei 
Paaren ohne Kinder die gleichen Anreizwirkungen entfalten. Kinder-, Betreu-
ungs- und Ausbildungsfreibeträge im Steuersystem sowie die beitragsfreie Versi-
cherung von Kindern in der Gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung sen-
ken die Kosten für Kinder. Einkommensschwächere Familien erhalten über das 
Kindergeld einen zusätzlichen Transfer soweit das Kindergeld höher als die Be-
rücksichtigung des Kinderfreibetrages ausfällt.40 Um Kinderarmut zu vermeiden, 
wird Familien mit einem Einkommen, das nur wenig über der Grenze für Arbeits-
losengeld II liegt, zusätzlich ein Kinderzuschlag gezahlt. Mit dem ab 1.1.2007 
geltenden Elterngeld sollen zudem die Opportunitätskosten der Kindererziehung 
gesenkt werden, indem für 12 bzw. 14 Monate eine Lohnersatzleistung gewährt 
wird.41 Dies soll auch für den Partner mit dem höheren Einkommen Anreize set-
zen, zugunsten der Kindererziehung seine Arbeitszeit zu unterbrechen oder zu re-
duzieren. Vom Prinzip her ist diese Regelung zwar geeignet, der Asymmetrie im 
Geschlechtervertrag entgegenzuwirken. Allerdings ist zu bezweifeln, dass diese 
Anreize tatsächlich zum Tragen kommen. Denn in den meisten Familien dürfte 
aufgrund der Lohnunterschiede nach wie vor die absolute Einkommenseinbuße 
bei der Unterbrechung der Erwerbstätigkeit der Frau deutlich geringer ausfallen 

 
38 Zwar wird im Zeitraum 2004-2007 im Rahmen des Investitionsprogramms „Zukunft Bil-

dung und Betreuung“ der Ausbau der Ganztagesschulen von der Bundesregierung mit 4 Mrd. ge-
fördert. Es werden hier vielfach jedoch keine neuen am Ganztagesbetrieb orientierten pädagogi-
schen Konzepte entwickelt, sondern überwiegend die offene Ganztagesschule, d.h. eine 
Nachmittagsbetreuung mit zusätzlichen Angeboten implementiert (vgl. Konsortium Bildungsbe-
richterstattung, 2006: 57ff.). Dies stärkt zwar die Sozialisationsfunktion der gesellschaftlichen 
Einrichtungen, hebt aber die Trennung von Schulsystem einerseits und familienergänzender Kin-
der- und Jugendarbeit andererseits nicht auf. Zur Bedeutung eines integrierten pädagogischen 
Konzepts vgl. Wissenschaftlicher Beirat für Familienfragen (2006). 

39 Zu einem Überblick siehe Knudsen u.a. (2006). 
40 Steuersystematisch ist der Kinderfreibetrag keine familienpolitische Leistung, da es sich 

hierbei lediglich um die steuerliche Freistellung des Existenzminimums handelt. Da den Eltern 
von Seiten der Gesellschaft die Pflicht zur Sicherstellung dieses Existenzminimums auferlegt 
wurde, kann das hierfür notwendige Einkommen im Sinne unserer Steuergesetzgebung nicht als 
frei verfügbar gelten und darf nicht der Besteuerung unterliegen (vgl. Wissenschaftlicher Beirat 
für Familienfragen (2001: Kap. 7.1) sowie Ott (2002b).  

41 14 Monate wird Elterngeld gewährt, wenn beide Eltern mindestes 2 Monate die Betreuung 
des Kindes übernehmen. Elterngeld kann beziehen, wer nicht mehr als maximal 30 Wochenstun-
den arbeitet. Es werden dann 67% des entfallenden Einkommens gewährt, jedoch maximal 1800€. 
Es werden mindestes 300€ gewährt. 
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als bei einer Unterbrechung des Mannes. Zudem gilt die Regelung nur für die 12 
bzw. 14 Monate. Für die Zeit danach fehlt ein ausreichendes Betreuungsangebot, 
weshalb das grundsätzliche Problem, dass i.d.R. ein Partner starke Einkommens- 
und Humankapitalverluste zugunsten der Kindererziehung hinnehmen muss, be-
stehen bleibt.  

Eine institutionelle Unterstützung der Eltern gibt es bislang kaum. Die Unter-
stützung von Eltern im Rahmen der traditionellen Kinder- und Jugendhilfe wen-
det sich fast ausschließlich an Problemfälle und ist mit einer Stigmatisierung der 
Eltern verbunden. Erst in jüngster Zeit wird von der Politik eine institutionelle 
Unterstützung aller Eltern als sinnvoll oder gar notwendig diskutiert, und erste 
Schritte zur Implementierung so genannter Familienzentren werden unternom-
men. Eine systematische Verflechtung von gesellschaftlichen und elterlichen 
Leistungen für die nächste Generation im Sinne einer „Erziehungspartnerschaft“, 
wie es den Sozialisationsanforderungen entsprechen würde,42 ist – abgesehen von 
einigen Modellprojekten – politisch noch nicht angestrebt. 

Schließlich werden auch durch die Zuordnung der Erträge der Humanvermö-
gensbildung Fehlanreize gesetzt. Die Investitionen in das Humanvermögen der 
nächsten Generation werden zwar grundsätzlich von der gesamten Elterngenera-
tion getragen, jedoch in unterschiedlichem Maße. An der Finanzierung durch die 
öffentliche Hand sind mittels Steuerzahlungen und Sozialbeiträge alle Gesell-
schaftsmitglieder beteiligt. Nach wie vor wird der überwiegende Teil jedoch pri-
vat durch die Leistungen der Eltern erbracht.43 Im Gegensatz zu Investitionen in 
Sachkapital stehen diesen Investitionen in Humanvermögen keine entsprechen-
den „Renditezahlungen“ gegenüber. Unser soziales Sicherungssystem verpflich-
tet die nächste Generation, aus den Erträgen nicht die jeweiligen Investoren – die 
Eltern und die öffentliche Hand – anteilsmäßig zu befriedigen, sondern die je-
weils gerade Versicherten – weitgehend unabhängig davon, wie stark diese zur 
Humanvermögensbildung beigetragen haben. Denn die Höhe der Ansprüche an 
das Rentensystem basiert fast ausschließlich auf den eigenen Rentenbeiträgen, 
d.h. auf Leistungen an die vorherige und nicht auf Leistungen an die nachfolgen-
de Generation.44 Damit werden diejenigen, die keine Kinder erziehen, zu Begüns-
tigten des Systems und diejenigen, die wegen Kindererziehung kürzere Versiche-
rungszeiten und geringere Beitragszahlungen vorweisen, zu Benachteiligten. 
Folge sind zu geringe Investitionsanreize sowohl auf privater wie kollektiver  
Ebene: Die privaten „Renditen“ der Eltern fallen zu gering aus, während im kol-
lektiven Umlagesystem zunehmend Humankapitalerträge ohne Bezug zur vorhe-
rigen Humanvermögensbildung verteilt werden. Denn in dem Maße, in dem in 
Zeiten der Globalisierung und offener Grenzen für Menschen und Kapital die 
Gruppe der Steuerzahler, die das Bildungssystem und die familienpolitischen 
Leistungen finanzieren, und die Gruppe der Rentenberechtigten auseinander fal-

                                                 
42 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat für Familienfragen (2005). 
43 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat für Familienfragen (2001: Kap. 6). 
44 Lediglich die Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten führt zu einer teilweisen An-

bindung der Rentenansprüche an die Leistungen für die nachfolgende Generation. 
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len, zerfällt auch die implizite Koppelung von Leistungen an die Kindergenerati-
on und Altersversorgungsanspruch.  

Der kollektive Generationenvertrag muss somit als unvollständig angesehen 
werden. Individuelle Anreize für Investitionen in die nächste Generation wurden 
reduziert, aber auf kollektiver Ebene kein Äquivalent geschaffen. Diese system-
bedingte Schieflage, die bereits von den Vätern unseres Rentensystems aufge-
zeigt wurde,45 wird jedoch bis heute verkannt. 

 

4. Fazit 
Der Wandel der Familie – sowohl der innerfamilialen Beziehungen wie auch die 
Rolle der Familie in der Gesellschaft – lässt sich aus institutionenökonomischer 
Sicht als Folge der wirtschaftlichen Entwicklung mit zunehmend arbeitsteiliger 
Produktion und marktmäßigen Austauschbeziehungen rekonstruieren. Die von je 
her bestehenden Familienbeziehungen wurden durch kollektive Regelungen und 
gesellschaftliche Vertragsbeziehungen ergänzt, um insgesamt die Wohlfahrtspro-
duktion zu erhöhen. In der jüngsten Vergangenheit erweisen sie sich jedoch zu-
nehmend als ineffizient. Sowohl in den Beziehungen zwischen den Geschlechtern 
wie auch zwischen den Generationen nehmen Hold-up-Probleme zu: für Eltern 
wächst das Risiko, von ihren Kindern für ihre Leistungen keine entsprechenden 
Gegenleistungen zu erhalten, und für Frauen resultiert aus der Entscheidung für 
ein Kind darüber hinaus noch das individuelle Risiko der familieninternen 
Schlechterstellung. In der Familie kumulieren beide Probleme. Sinkende Gebur-
tenzahlen und Unterinvestitionen in Humanvermögen sind die Folge.  

Die Politik versucht, diesen Problemen einerseits mit Maßnahmen des Famili-
enlasten- und -leistungsausgleichs zu begegnen, wobei die materielle Besserstel-
lung der Familien mittels monetärer Transfers im Vordergrund steht, um eine 
Senkung der Opportunitätskosten der Kindererziehung zu erreichen, und anderer-
seits mit steuer- und sozialrechtlichen Maßnahmen zur Erhöhung des Ehege-
winns. Beide Politiken verfehlen die jeweils intendierten Ziele jedoch zuneh-
mend, da sie die asymmetrischen familieninternen Vertragsstrukturen und deren 
externe Bedingungen nicht abmildern, sondern durch das Anknüpfen am traditio-
nellen Geschlechterverhältnis eher verstärken. Das Alterssicherungssystem kol-
lektiviert zudem die Erträge privater Leistungen für Kinder und zerstört damit in-
dividuelle Anreize für Investitionen in das Humanvermögen der nächsten 
Generation, ohne auf kollektiver Ebene solche zu schaffen. 

Die traditionellen Geschlechterrollen und Familienbeziehungen gewährleisten 
angesichts der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung heute kei-
neswegs mehr den Rahmen für reziproke ausbeutungssichere Austauschbezie-
hungen innerhalb der Familie und den Raum für eine den gesellschaftlichen An-
forderungen angemessene Entfaltung und Entwicklung aller Familienmitglieder. 

                                                 
45 Wilfrid Schreiber (1955) hatte die Notwendigkeit der kollektiven Verantwortung für die 

nächste Generation als konstitutiven Bestandteil eines Alterssicherungssystems sehr wohl erkannt 
und entsprechende Vorschläge unterbreitet. Diese wurden aber von der Politik nicht umgesetzt. 
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Durch Verlagerung familialer Funktionen ist die innerfamiliale Austauschbalance 
gestört und wird dadurch ausbeutbar. Eine zieladäquate Politik wird hier anset-
zen: Bedingungen schaffen, die symmetrische Arrangements zwischen den Part-
nern erlauben, sowie die Investitionen der Eltern in das Humanvermögen ihrer 
Kinder und damit in die Funktionsfähigkeit der Gesellschaft durch entsprechende 
Generationen- und Gesellschaftsverträge absichern. Dazu gilt es, sowohl den 
Rahmen für die innere Ordnung der Familie entsprechend zu gestalten, als auch 
das Verhältnis zwischen Familie und anderen Institutionen der Gesellschaft in der 
Gesellschaftsordnung neu zu bestimmen und vertraglich abzusichern.  

Die zur Zeit von allen Parteien angestrebte Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie ist angesichts der hohen Opportunitätskosten der Kinder-
erziehung längst überfällig. Familienfreundliche Bedingungen in und für Betriebe 
gehören hier genauso dazu wie eine Verbesserung der Betreuungssituation. Bei 
der Diskussion um Ganztagesbetreuungseinrichtungen ist dabei die gesellschaft-
liche Verantwortung für die Humanvermögensbildung der nächsten Generation in 
den Vordergrund zu stellen. Zudem sind die Leistungsbeziehungen zwischen und 
innerhalb der Generationen systematisch zu überprüfen und das Verhältnis von 
Leistung und Gegenleistung neu auszubalancieren. Hier gilt es, die vielfältigen 
Finanzierungsströme in systematischer und vor allem transparenter Weise neu zu 
ordnen. Eine Bündelung der verschiedenen monetären und nichtmonetären Leis-
tungen, die bislang teils durch das Steuersystem teils über die Sozialversicherun-
gen erfolgen, in einem Familienfonds46 oder einer Familienkasse wären dazu ein 
sinnvoller erster Schritt. 
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